
Verhandeln, um stillzustehen
GASTKOMMENTAR VON VEDRAN DŽIHIĆ
Über das Ende der Kosovo-Gespräche
wird weiterhin spekuliert, eines steht
aber jetzt schon fest: Ein gutes und
beide Seiten zufrieden stellendes Ende
wird es schwerlich sein.

Maratonci trce pocasni krug“ – „Ma-
rathonläufer laufen die letzte Run-
de“, einer der beliebtesten Filme

der späten jugoslawischen Ära, ist eine tur-
bulente Tragikömodie mit vielen surrealen
Elementen, deren Ende vom unerbittli-
chen und mit allen Mitteln geführten
Kampf zweier im Bestattungswesen tätiger
serbischer Familien und von deren Unter-
gang bestimmt ist. Seit Anfang 2006 wird
formal über den Status des Kosovo verhan-
delt, die letzte – erfolglose – Runde fand
dieser Tage in New York statt. Serbische
und kosovo-albanische politische „Mara-
thonläufer“ laufen unter der Anleitung und
Aufsicht der internationalen Verhandler
schon seit langer Zeit ohne jeglichen Er-
folg. Der Lauf mutet wie der Film surreal
und tragikomisch an – sie laufen um still
zu stehen. Über das Ende wird weiterhin
spekuliert, eines steht aber jetzt schon fest:
ein gutes und beide Seiten zufrieden stel-
lendes Ende wird es schwerlich sein.
Der Status quo im Kosovo ist längst un-

erträglich geworden, sowohl für die Koso-
varen als auch für die internationale Ge-
meinschaft. Das derzeitige Provisorium hat
längst seine Funktion verloren und schafft
mit jedem Tag seiner Fortdauer Verlierer.
Die Wirtschaft stagniert, das soziale Frus-
trationspotenzial wird immer größer, die
Menschen werden apathischer. So sind
mehr als 70 Prozent der Kosovaren in Be-
zug auf zukünftige wirtschaftliche Ent-
wicklung skeptisch. Die extreme und wei-
terhin steigende Arbeitslosigkeit und nicht
der Status werden nach den Meinungsum-
fragen von UNDP als das größte Problem
im Kosovo gesehen. Mehr als 50% der Ko-
sovaren wären bereit, wegen der chronisch
schlechten wirtschaftlichen und sozialen
Lage auf die Straße zu gehen, die Tendenz
ist steigend. Die Migrationsbereitschaft der
vor allem jungen Kosovaren ist enorm.
Auch der tiefe Graben zwischen den Ser-
ben und Kosovo-Albanern wird durch die
Verlängerung des Status quo nicht gerin-
ger. Jegliches Hinauszögern der Entschei-
dung über den Status käme einer Steige-
rung des Unerträglichen gleich.

Alarmierende Daten
Diese alarmierenden Daten lassen die poli-
tischen Vertreter beider Verhandlungspar-
teien scheinbar kalt. Die kosovo-albani-
schen politischen Eliten sind in den Ver-
handlungen vor allem an der Realisierung
ihrer politischen Mantra – jener der Unab-
hängigkeit – fixiert. Ohne Unabhängigkeit
als einer inflationär eingesetzten Projek-
tionsfläche für die Zukunft würden den
Menschen im Kosovo die Politik eines gro-
ßen Teils ihrer Eliten als das erscheinen,
was sie leider tatsächlich ist – schabloni-
sierte und visionslose Politik, in deren Mit-
telpunkt ihre eigenen Privilegien und Parti-
kularinteressen stehen. Mit einer solchen
Politik kann es nach der erreichten Unab-
hängigkeit nur ein böses Erwachen in so-
zialen Protesten und Unruhen im Kosovo
geben.

Populistische Machterhaltungsstrategie
Auf der Seite der serbischen politischen
Eliten hat es schon längst den Anschein,
dass sie im Grunde nur über die Bedingun-
gen für die Fortsetzung ihres politischen
Überlebens verhandeln. Kosovo-Albaner
sind im Laufe der rezenten serbischen Ge-
schichte zur weitgehend irrationalen serbi-
schen Paranoia geworden. So wie Miloše-
vić das imaginierte Böse – die Kosovo-Al-
baner – benutzte, um seine Politik aufzu-
ziehen und die totale Kontrolle über das
Land zu erlangen, so ähnlich wird heute
von der serbischen politischen Elite der
Kosovo benutzt, um das eigene politische
Überleben zu sichern. Die populistische
Machterhaltungsstrategie der serbischen
politischen Elite, die in einer Mischung aus
banalen rückwärtsgerichteten nationalisti-
schen Reflexen und stumpfen Argumenten
den Kosovo für eigene Zwecke benutzen,
macht einen Kompromiss auf der serbi-
schen Seite de facto unmöglich.
Angesichts einer solchen Ausgangslage

ist eine Kompromisslösung eine Illusion.
Nach dem 10. Dezember wird es also rasch
zu einer Entscheidung kommen müssen.
Drei Punkte scheinen klar zu sein: Erstens
wird unabhängig von der Lösung der Ko-
sovo de facto in einen serbischen Norden
und einen albanischen Süden geteilt sein.
Dies wird sich kaum verhindern lassen. Si-
cher ist zweitens auch, dass erst nach der
Lösung des Status quo große Probleme auf
den Kosovo warten: funktionsfähige Insti-
tutionen müssen aufgebaut, die Herrschaft
des Rechts gesichert werden, die wirt-
schaftlichen und sozialen Probleme über-
wunden, das soziale Protestpotenzial abge-
fangen werden. Und drittens ist es auch
klar, dass unabhängig vom Ausgang des
derzeitigen politischen Tauziehens zwi-
schen Russland und den USA Kosovo ein
europäisches Problem sein wird.
Die Glaubwürdigkeit der EU steht im Ko-

sovo auf dem Spiel. Kommt es zu einer ein-
seitigen Erklärung der Unabhängigkeit
durch das Parlament in Priština – dies ist
derzeit neben allen anderen Optionen
(substanzielle Autonomie laut serbischem
Vorschlag, Staatenbund auf Zeit, Hong
Kong-Modell, etc.) derzeit die wahrschein-
lichste – und preschen im gleichen Atem-
zug die USA mit der Anerkennung des Ko-
sovo vor, steht die EU vor einem großen
Dilemma. Erzielt man in Brüssel keinen
Kompromiss in der Anerkennungspolitik
wird die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik einen enormen Schaden abbe-
kommen und die Kluft in einem Europa,
dem es seit den Verfassungsdebatten und
den Diskussionen über ein altes und neues
Europa an Klüften nicht mangelt, würde
noch einmal verstärkt werden. Dies kann
sich die EU nicht leisten.

Sofort-Hilfe-Programm der EU
Daher muss die EU alles daran setzen, in
der Zeit bis zum 10. Dezember das Gesetz
des Handelns an sich zu reißen. Die Union
muss intensiv am Konsens in der Kosovo-
Sache unter den Mitgliedstaaten arbeiten.
Es muss daran gedacht werden, wie eventu-
elle negative Auswirkungen auf die Region
(vor allem auf Bosnien und Mazedonien)
abgefangen werden können. Die kosovari-
schen Institutionen und Repräsentanten
müssen unermüdlich daran erinnert wer-
den, dass unabhängig von der Art der Sta-
tuslösung die Inhalte des Ahtisaari-Plans
schnell umgesetzt werden müssen. Die EU
als zukünftige Ordnungsmacht im Kosovo
muss sich dessen bewusst sein, dass einer
der Schlüssel zur Lösung der „kosovari-
schen Krise“ vor allem in der Fokussierung
aller Ressourcen und Bemühungen auf die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der
jüngsten Gesellschaft Europas liegt. Konkret
kann dies nur mit einem durchdachten und
entschlossenen Paket von Maßnahmen er-
reicht werden, das in Form eines großzügi-
gen Sofort-Hilfe-Programms der EU in
Form eines „Independence Package“ begin-
nend mit dem ersten Tag der Unabhängig-
keit umgesetzt werdenmuss.
Das Paket soll darauf abzielen, durch In-

tensivierung von ausländischen Direktin-
vestitionen und einer Modernisierung der
Strukturen in Industrie und Handel die Ab-
hängigkeit der Wirtschaft und Gesellschaft
des Kosovo von externen Finanzspritzen
und Zuschüssen langfristig abzubauen. Es
muss auf eine saubere und auf dem Prin-
zip der Rechtsstaatlichkeit aufgebaute Ver-
waltung gesetzt werden. Vor allem braucht
es dringend innovative Programme zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit und dabei
besonders der alarmierend hohen Jugend-
arbeitslosigkeit sowie neue Konzepte zur
Regulierung der Migration (Stichwort Libe-
ralisierung der Visa-Politik), die – eingebet-
tet in den Rahmen einer aktiven Migra-
tionspolitik innerhalb der EU – neue Mög-
lichkeiten für die Entwicklung der traditio-
nell stark nach Europa ausgerichteten Po-
pulation des Kosovo eröffnen soll.

Realtitätsnaher Marathonlauf nötig
Ein entscheidender Teil des neuen EU-En-
gagements im Kosovo muss die zuletzt ver-
misste Bekräftigung des „Erweiterungs-
commitments“ sein. Nicht zuletzt müssen
beide Seiten überzeugt werden, dass sie in
einem zukünftigen gesamteuropäischen
Umfeld als Nachbar und Mitglieder einer
größeren Union einen Weg zum konstruk-
tiven und produktiven Umgang miteinan-
der finden müssen. Dies wird nicht leicht
sein. Diese regionale Perspektive im Rah-
men einer großen europäischen ist aber
der entscheidende Schlüssel zur Stabilität
des Kosovo und der gesamten Region. Der
nächste Marathonlauf muss also ein euro-
päischer und realitätsnaher werden.
Vedran Dzihic ist Politologe an der Universität Wien
und „Research Analyst“ der Assoziation Bosnien-
Herzegowina 2005.

meinung@diepresse.com
quergeschr ieben

Richterliches
VON KURT SCHOLZ
Richterinnen und Richter stehen
nicht außerhalb des politischen
Zeitgeists. Gegen ihn aufgetreten sind
wenige.

George Bush sagt es, Angela Merkel
auch, die österreichische Justizmi-
nisterin betont es, der Innenminis-

ter weist beruhigend darauf hin: Wenn es,
liebe Staatsbürger, vorkommt, dass der
Staat euren Telefonaten und E-Mails nach-
spürt, „Trojaner“ entsendet und die Fest-
platten der Computer durchsucht, dann
wird selbstverständlich immer vorher ein
Richter gefragt. „Nur nach richterlicher Zu-
stimmung“, lautet die Formel. Solcherma-
ßen getröstet können Herr und Frau Öster-
reicher ruhig schlafen. Unsere Freiheit
wird geschützt. Von Richterinnen und
Richtern. Sie garantieren unsere Rechte.
Wenigstens jemand, auf den Verlass ist.
Ein Blick zurück relativiert diese Idylle.

Verlass auf Richter war wirklich immer, al-
lerdings in einem andern Sinn. Denn wenn
etwas in der Geschichte der österreichi-
schen Rechtssprechung auffällt, dann ist es
nicht so sehr das leidenschaftliche Eintre-
ten für Grundrechte als ein feines ideologi-
sches Gespür für die jeweilige Staatsmacht.
Das zieht sich wie ein roter Faden durch
die Justizpraxis. Karl Kraus hat Richter der
Monarchie beschrieben, die jugendliche
„Saboteure“ wegen „ihrer physischen Rei-
fe“ für volljährig erklären konnten, um sie
hinrichten zu lassen. Das war in Kriegszei-
ten. Aber trug nicht die richterliche Ten-
denzjustiz auch am Zerfall der Ersten Re-
publik eine gerüttelte Mitschuld? Warum
wurden politische Gewalttaten (bis hin
zum Mord) nicht entschlossener verurteilt
und selbst Staatsstreichsversuche nur mit
lächerlichen Strafen abgetan?
1933 war man plötzlich radikaler: Man

griff nach der Devise „Je härter die Urteile,
desto gerechter“ durch und brachte mit
Schwerverletzten und gewählten Abgeord-
neten endlich „die Richtigen“ auf den Gal-
gen. Selbst Höchstrichter entpuppten sich
nun als Erfüllungsgehilfen der Politik und
legten mit freiwilligen Rücktritten den Ver-
fassungsgerichtshof lahm: Man wollte den
neuenMachthabern beim Verfassungsbruch
nicht im Wege sein. Über die schreckliche
Rolle von Richtern bis in die letzten Tage des
NS-Regimes ist viel geschrieben worden.
Auch nach 1945 ging der Parallelslalom
von Richterschaft und Politik weiter. Kurz
nach dem Krieg entnazifizierte man, das
machte sich gut, aber sobald sich der Zeit-
geist gewandelt hatte, verliefen die meisten
Verfahren im Sand. Als bundesdeutsche
Justizbehörden Österreich um die Entsen-
dung von Justizfachleuten zu den großen
NS-Prozessen ersuchten, teilte man ihnen
lapidar mit, man habe kein Geld für die
Reisekosten.
Erst als Jahrzehnte später die internatio-

nale Reputation unserer Justiz wackelte,
schlug man publikumswirksam zu und ver-
urteilte den Autor David Irving, prakti-
scherweise einen Briten. Ein richtiger und
kein schlechter Schachzug, fürwahr.
Richterinnen und Richter stehen nicht

außerhalb des politischen Zeitgeists. Ge-
gen ihn aufgetreten sind wenige. Für mich
hat die Formel „Nur nach richterlicher
Prüfung“ überhaupt nichts Beruhigendes.
Ich kannmir nicht helfen.

Kurt Scholz ist Restitutionsbeauftragter der Stadt Wien
und war langjähriger Wr. Stadtschulratspräsident.

meinung@diepresse.com
Georg Markus
„Wie war es
wirklich?“
Indiskrete Fragen
an historische
Persönlichkeiten

Amalthea Verlag 2007,
334 Seiten, € 24,90

men. Interessant/amüsant. ::::: hws
D A S B U C H

„EinMarkus“

Ein echter Markus – das ist inzwischen
ein Markenzeichen und garantiert dem

Autor und dem Verlag ein ebenso glänzen-
des Weihnachtsgeschäft wie im Vorjahr
und im Jahr davor und . . . Die Methode,
mit der Georg Markus diesmal vorgeht, ist
dennoch neu und originell: Der Spazier-
gänger trifft längst verstorbene Berühmt-
heiten und lässt sie erzählen. Die biografi-
schen Details sind „echt“, die Begegnung
fiktiv. Und so erfahren wir aus berufenem
Munde Einzelheiten über Zelebritäten, die
wir alle schon zu kennen glaubten: Billy
Wilder, Maria Theresia, Josefine Mutzenba-
cher, Anna Sacher. Hans Moser offenbart
uns ebenso amüsante Erlebnisse wie Jo-
hann Nestroy. „Ich bin ja auch nicht mehr
der Jüngste“, ächzt der Ötzi vom Similaun-
gletscher, dafür ist Marcel Prawy in seiner
Opernloge umso fideler. Er weigerte sich
einfach, seinen Tod zur Kenntnis zu neh-
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Zurück an den Start
>> GESPRÄCHSSTOFF

ÖVP negiert Nächstenliebe
Bleiberecht: SPÖ-Druck auf Platter, 3. Okt.
Wenn Herr Platter schon meint, man müs-
se das Fremdengesetz auch anwenden,
dann hat er wohl ganz wissentlich die hu-
manitäre Möglichkeit darin übersehen.
Was hindert ihn denn, dies großzügigst an-
zuwenden? Die FPÖ, das BZÖ. Na bitte.
Abgesehen davon, dass es genügend Ge-
setze gibt, die nicht angewandt werden.

Und dann spricht man immer von Asy-
lanten. Es gibt jedoch genügend Nicht-Ös-
terreicher in unserem Land, die keine Asy-
lanten sind, aber trotzdem bleiben möch-
ten, eine gute Ausbildung haben und ge-
nauso weit von Kriminalität entfernt sind
wie die Österreicher selber. Oder will Herr
Platter kriminelle Österreicher auch ab-
schieben? Aber wohin nur? Es ist schlicht
eine Schande für die ÖVP, ihre christlichen
Wurzeln und das Gebot von Nächstenliebe
derart zu negieren.

Michael Neuhauser
1230 Wien

Bösartige Kampagne?
Diese Umfrage ist eine Farce, da die Frage-
stellung, „Sind Abschiebungen korrekt?“
nicht mit dem Ergebnis korreliert werden
kann, in dem dann steht „Sollen bereits in-
tegrierte Asylwerber nach negativem Asyl-
bescheid abgeschoben werden?“! Entwe-
der sind hier Laien am Werk, oder es han-
delt sich um eine besonders bösartige
Kampagne, wo es dann heißt: „In einer Ex-
klusivumfrage der Presse stimmten 80 Pro-
zent der Österreicher für eine weitere Ver-
schärfung des Fremdengesetzes“!

Ass.-Prof. Dr. Norbert P. Tesch
8045 Graz

Integration & Wirtschaft
Die Diskussion um die Abschiebung der
kosovarischen Familien führt dieser Tage
wieder die unbarmherzige Asylrechtslage
vor Augen. Noch gut in Erinnerung ist die
kürzliche Abschiebung der Familie Milici,
Menschen aus dem Kosovo, die in einer
steirischen Gemeinde ein neues Leben
aufgebaut und sich als Teil der Dorfbevöl-
kerung bestens eingelebt haben.

Die abgeschobenen Zogajs, Milicis und
viele viele andere suchen in Österreich
eine Lebensbasis, da ihre Heimat Verfol-
gung (Folter, Krieg), Arbeitslosigkeit und
Hoffnungslosigkeit bereithält. Wenn die
Beteiligung an unserer Wirtschaft als Inte-
grationsmotor anzusehen ist, so gelten die
oben genannten Asylwerber längstens als
integriert, weil sie in Österreich Arbeit ge-
funden und sich einen Wohnort geschaffen
haben.

Viele Emigranten, die in die USA aus-
wanderten, beschreiben in ihren Biogra-
fien, dass sie sich nach Erhalt der Aufent-
haltsgenehmigung als „noch bessere Ame-
rikaner“ fühlten und – dankbar für die
Chance, bleiben zu können – stets positiv
für ihre neue Heimat wirken wollten. Die
Perspektiven Ausbildung und Jobaussich-
ten geben auch den in Österreich Asyl su-
chenden Jugendlichen Zuversicht.

In vielen Jahrzehnten könnte Kosovo Teil
unserer Union sein und somit nicht mehr
ein hilfsbedürftiger Landstrich vor den To-
ren der Festung Europa. Die integrierten
Menschen, denen ihr in Österreich erschaf-
fener Lebensstandard (Wohnung, Arbeit,
Schulausbildung) durch die Abschiebung
genommen wird und die wie im Brettspiel
„Mensch ärgere Dich nicht“ zurück an den
Start geschickt werden, könnten aber bereits
jetzt – etwa als Facharbeiter – einen wertvol-
len Beitrag zur Erhaltung unserer Wirt-
schaft, unseres Pensionssystems leisten. Ein
Bleiberecht für unbescholtene Langzeit-
Asylwerber mit gelungener Integration wäre
daher menschlich, fair und dem Wirt-
schaftsstandort Österreich dienlich!

Mag. Tanja E. Lackner
1150 Wien

Verstehe Entrüstung nicht
Es ist immer eine Tragödie, wenn Menschen,
aus welchem Grunde auch immer, ihr Heil
nur mehr in der Flucht aus ihrer ange-
stammten Heimat sehen. Aber ganz verste-
he ich die Entrüstung um die Abschiebung
der Familien aus dem Kosovo nun nicht.

Es handelt sich durchwegs um illegale
Einwanderer, die erst lange nach Ende des

Krieges in unser Land gekommen sind und
daher von Gesetzes wegen keinen ausrei-
chenden Asylgrund vorweisen können.
Falsch beraten stellen sie trotzdem einen
Asylantrag, der völlig korrekt durch alle In-
stanzen als unberechtigt abgewiesen wer-
den muss. Allerdings, und das ist der wirk-
liche Skandal dabei, zieht sich dieses Asyl-
verfahren über gut drei Jahre.

In dieser Zeit gehen die Kinder in die
Schule und lernen wie auch ihre Eltern
Deutsch. Sie freunden sich mit den Men-
schen ihrer Umgebung an, gehen aber
sonst keiner (zumindest offiziellen) Be-
schäftigung nach, da ja für Asylwerber Ar-
beitsverbot herrscht. So gelten sie als gut
integriert, im Gegensatz zu so mancher
türkischen Großfamilie, die zwar mit Auf-
enthalts- und Arbeitsgenehmigung ausge-
stattet ist, aber völlig desinteressiert an
einer Integration im Türkenghetto lebt.

In dieser Situation schreitet der Rechts-
staat nun in Vollstreckung der Rechtsord-
nung zur Abschiebung und wird umgehend
von allen Seiten der bösen Unmenschlich-
keit geziehen und offen zum Rechtsbruch
aufgefordert! Mein Lösungsvorschlag für
diese menschlich, aber auch rechtlich ver-
fahrene Situation: Die betroffenen Familien
kehren freiwillig in ihre Heimat, sozusagen
„auf Urlaub“, zurück und bekommen dann,
da sie ja angeblich alle schon gut integriert
sind und Arbeitsplätze zugesagt haben, in
einem völlig neuen Verwaltungsverfahren
ihre Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis!

Ende gut, alles gut, Rechtsstaat und
Menschenrechten ist Genüge getan.

Dr. Gernot Stöckl
8330 Feldbach

„Die integrierten Menschen könnten einen wertvollen Beitrag zur Erhaltung unserer Wirtschaft leisten.“ [Fabry]

>> LESERBRIEFE

Guter Ruf ist schnell zerstört
MEL: Buchinger überlegt Sammelklagen,
29. September
Die alten, gemeinplatzverdächtigen
Sprichwörter überdauern halt doch alle
Zeiten. „Zeig’ mir deine Freunde, und ich

staunlich, wie schnell man

ßerer Vorteil angesehen werden. Damit wür-
de zu bestehenden Einkommensunterschie-
den zwischen Männern und Frauen sogar
die Einkommensschere unter Frauen noch
erweitert. Also eher eine soziale Bremse für
viele Frauen, welche sich Kinder wünschen
und unserer Zukunft überhaupt Sinn geben

8670 Krieglach

wohl aber meinen müden Augenlider he-
runter. Nix für ungut. Aber wenn der ORF
die Quotengründe spielt, dann lasse ich re-
gelmäßig meine Klappe runter.

DI Friedrich Haas
9500 Villach

Lassen Sie uns Idioten werken

sächlich, Sie werden’s nicht glauben . . .),

f a n g n e t z
Die „Presse“-Redaktion stellt für Sie

Auszüge der interessantesten
internationalen Weblogs zusammen.

Hauptstädtische Eigenarten

Ich habe den Eindruck, dass die Bewohner der
Groß- und Hauptstädte dieser Welt, bei allen
Unterschieden, eines gemein haben: eine
gewisse Selbstherrlichkeit, einhergehend mit
einer Überheblichkeit gegenüber Menschen, die
nicht aus ihrer Stadt kommen.

Das manifestiert sich auf unterschiedli-
che, mehr oder weniger charmante Weise.
In Teheran wird Menschen aus anderen
Teilen des Irans gerne das Wort „Bauer“
an den Kopf geschmissen; die New Yorker
machen keinen Hehl daraus, dass sie ihre
Stadt für den einzigen erträglichen Ort auf
der Welt halten; die Porteños aus Buenos
Aires stellen ihre Weltgewandtheit mit
einer kultiviert vulgären Ausdrucksweise
zur Schau; einem echten Wiener ist es die
Mühe nicht wert, einen Fremden mit
einem freundlichen Wort oder gar einem
Lächeln zu beehren. Der Berliner ist da et-
was hinterhältiger. Die meiste Zeit gibt er
sich offen, freundlich und höflich. Bis sich
ein Nicht-Berliner zu sicher fühlt und sich
ihm ausliefert.

Wenn man zum Beispiel in Berlin einen
Busfahrer fragt, ob er an einer bestimmten
Kreuzung halte, verzieht er unter Umstän-
den keine Miene dabei, einen auf die an-
dere Straßenseite zu schicken. In den Bus,
der in die falsche Richtung fährt. Ähnlich
verhält sich der Mensch, der in den
S-Bahn-Stationen von einem kleinen Pult
aus per Lautsprecher zur Vorsicht vor den
schließenden Türen mahnt. Er bittet den
nach der Route der gerade eingefahren
S-Bahn Fragenden um einen Moment Ge-
duld und drückt auf einen Knopf, worauf-
hin sich die Türen der betreffenden
S-Bahn schließen. Vielleicht ist es auch
einfach sehr langweilig, bei den Berliner
Verkehrsbetrieben zu arbeiten.

Nick Kaiser
Deutschland

http://nickkaiser.de

Der Mensch, Sklave der Zeit

Als die Uhr erfunden wurde, war es ein Segen,
endlich konnte man genau auf dem Meer
navigieren, konnte physikalische Prozesse
besser bestimmen, war ein Eckpfeiler der
modernen Zivilisation erschaffen. Doch welche
Bedeutung hat die Uhr heute?

Zur genauen Navigation ist sie unerläss-
lich, kein GPS oder Navigationssystem
würde ohne funktionieren. Doch viele
Menschen lassen sich versklaven, unter-
werfen sich freiwillig oder unfreiwillig
der Macht der Zeit.

Sei es im Job, wo man oft von Termin
zu Termin hetzt, sei es privat, wo man
krampfhaft versucht, schnell noch was
zu erledigen, schnell noch ein paar Mi-
nuten Erholung zu ergattern. Viele Men-
schen haben einen Terminplan, der es
ihnen nicht erlaubt, schnell mal einen
Tag oder gar nur eine Stunde nichts zu
tun, kein Wunder das Herzinfarkte,
Burn-out-Syndrome und ähnliche

nicht alles und jeden im Streben nach

Weblogs, die Sie uns zur Verfügung stellen

38 MEINUNG38 Donnerstag, 4. Oktober 2007
aus der Gier heraus einen
über fünf Generationen
aufgebauten guten Ruf zer-
stören kann.

Michael Schüller
1020 Wien

ORF mutet uns
Kultur zu
Experiment über das Lesen
und die Kunst, nicht zu le-
sen, 1. Oktober

zu den „nützlichen Idioten“, die sich z. B.
mit Sozialdiensten befassen. Als nützlicher
Idiot (Idiotin, wie Sie an der Unterschrift
merken werden) gehört der Gottesdienst
am Sonntag zu meinem Leben, und ich bin
so idiotisch, zu meinen, dass mir das in
mancher Lebenssituation eine Hilfe war.
Leserbrie
Sie bitte an:
Hainburge

1030
leserbriefe@d

Zuverdienstgrenze
als soziale Bremse
Koalitions-Einigung beim
Kindergeld, 3. Oktober
Ich habe mir gedacht, dass
sich die derzeitige Zuver-
dienstgrenze beim Kindergeld eher bei
einem kleineren Anteil an Frauen benach-
teiligend auswirken kann, während die weit
größere Anzahl Frauen, vor allem in Nied-
riglohn-Sparten oder Teilzeit, schon beim
regulären Einkommen oft weniger be-
kommt. Durch die neu erfundene Zeitgren-
ze würden also minderbezahlte Frauen
noch weit schlechter gestellt. Diese Zeit-
grenze kann also nur gut verdienenden
Frauen nützen, wenn 24 Std./Woche als grö-
e richten
Die Presse“,
Straße 33,
ien
epresse.com

Die abgedruckten Leserbriefe müssen nicht der Meinung
der „Presse“ entsprechen. Die Redaktion behält sich
vor, Leserbriefe zu kürzen. Je kürzer die Zuschrift, desto
höher die Chance auf Veröffentlichung.

Ich schätze Dieter Moor, seit
es „Kulturzeit“ im 3 SAT gibt.
Nur sein Ausspruch: „Sobald
nur das Wort Kultur fällt, las-
sen ja 89 Prozent der Men-
schen die Klappe herunter“,
trifft wohl nur dann zu,

wenn der Zeitpunkt 23:00 Uhr heißt, wie das
der ORF quotenbedingt handhabt. Der ORF
bietet Kultur nicht an, er mutet sie uns nach
seinem Gutdünken zu. Schließlich gehe ja
auch nicht um 23:00 Uhr ins Theater oder
ins Konzert. Auch Museumsbesuche und
Dichterlesungen finden zum kultivierten
Abend meist gegen 20:00 Uhr statt.

Kultur hat gewissermaßen auch mit
einem kultivierten Zeitablauf zu tun, denn
um 23:00 Uhr lasse ich nicht die Klappe,

Kein Mensch verlangt, dass Sie solch ein
Idiotenleben zu dem Ihrigen machen sol-
len. Aber es wäre außerordentlich nett von
Ihnen, wenn Sie uns Idioten in aller Ruhe
sozialdienstlich dahinwerken ließen, auch
wenn wir nicht von „Areligiösen“ gesteuert
sind. Schaden kann das den Mitmenschen
ja nicht, oder? Könnte es auch Ihnen nicht,
wenn Sie einmal – Gott bewahre – in die
Lage kämen, Hilfe von einem derartigen
Idioten annehmen zu müssen.

Gertrud Piesch-Köchl
1150 Wien
Erfolg und Perfektion.
Christian Ranzinger

Österreich

www. christian-in-wien.at

Reaktionen und Hinweise auf interessante
K O R   E K T U R E NR

möchten, schicken Sie bitte an:
fangnetz@diepresse.com

Gastkommentar. Vedran Džihić, Autor
des Gastkommentars vom 2. Oktober, ist
nicht, wie versehentlich angegeben, Re-
search Analyst bei der Assoziation Bos-
nien-Herzegowina 2005, sondern Öster-
reich-Direktor der Nachfolgeorganisa-
tion CEIS.
quergeschrieben. Die CSU-Politikerin,
von der im quergeschrieben vom 3. Ok-
tober die Rede war, heißt nicht Ruth,
sondern Gabriele Pauli.
sag’ dir, wer du bist“ oder leicht adaptiert
„Wer sich mit KHG und
Flöttl ins Bett legt, wacht
vor Gericht auf“ sind das
beste Beispiel dafür. Er-

möchten. Denn als zukünftige Pensionisten-
hochburg können wir uns
das Kindergeld sowieso bald
auf den Hut stecken.

Karl Blumauer

„Religionskritik zu moderat“, Leserbrief,
1. Oktober
Sehr geehrter Herr Dr. Geyer, ich gehöre,
seit ich denken kann (und ich denke tat-

Krankheiten stark zunehmen.
Der Mensch wird immer öfter zum

Sklaven der Zeit. Lasst euch nicht ver-
sklaven und denkt auch mal an euch :-),
nehmt euch mal Zeit für euch und opfert


